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ländisches Blatt bekanntgemacht worden ist und seit dem 
Erscheinen dieses Blattes zwei Wochen verflossen sind 
oder wenn das zuzustellende Schriftstück zwei Wochen 
an der Gerichtstafel des Gerichts erster Instanz angeheftet 
gewesen ist. Die Auswahl des Blattes steht dem die Zu­
stellung veranlassenden Beamten zu.

(2) War die Ladung zur Hauptverhandlung dem An­
geklagten schon vorher zugestellt, so gilt eine weitere Zu­
stellung an ihn, wenn sie nicht in der vorgeschriebenen 
Weise im Deutschen Reiche bewirkt werden kann, als er­
folgt, sobald das zuzustellende Schriftstück zwei Wochen 
an der Gerichtstafel des Gerichts erster Instanz angeheftet 
gewesen ist. Von Urteilen und Beschlüssen wird nur der 
entscheidende Teil angeheftet.

Zustellungen an die Staatsanwaltschaft.
§41

Zustellungen an die Staatsanwaltschaft erfolgen durch 
Vorlegung der Urschrift des zuzustellenden Schriftstücks. 
Wenn mit der Zustellung der Lauf einer Frist beginnt, 
so ist der Tag der Vorlegung von der Staatsanwaltschaft 
auf der Urschrift zu vermerken.

Fünfter Abschnitt

Fristen und Wiedereinsetzung in den vorigen Stand

Tagesfristen.
§42

Bei der Berechnung einer Frist, welche nach Tagen be­
stimmt ist, wird der Tag nicht mitgerechnet, auf welchen 
der Zeitpunkt oder das Ereignis fällt, nach welchem der 
Anfang der Frist sich richten soll.
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